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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Post- und Fernmeldewesen 
(31. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der FDP 
- Drucksache 279 - 

betr. Änderung der Entfernungstarife der Deutschen Bundespost für den Postverkehr 
mit Berlin 


A. Bericht des Abgeordneten Frenzei: 


Die Drucksache 279 wurde in der 20. Plenar- 
sitzung des Deutschen Bundestages am 19. März 
1954 an den Ausschuß für Post- und Fernmelde- 
wesen überwiesen. 

Auf Ersuchen des Ausschusses vom 22. März 1954 
legte der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen unter dem 24. April 1954 folgende vor- 
läufige Stellungnahme vor: 

„Bei allem Verständnis für die Gründe, die eine 
Begünstigung von Berlin bei den nach der Ent- 
fernung gestaffelten Gebühren als wünschenswert 
erscheinen lassen, kann ich mich doch nicht dafür 
aussprechen. 

1. Der durch solche Gebührenbegünstigungen be- 
dingte Einnahmeausfall ist für die Deutsche Bun- 
despost angesichts ihrer ohnehin schwierigen finan- 
ziellen Lage nicht tragbar. Dabei ist folgendes zu 
berücksichtigen: 

a) Im Paketverkehr dürfte es dem mit dem Antrag 
erstrebten Ziel nicht gerecht werden, wenn statt 
Berlin in allen Entfernungsbeziehungen Helm- 
stedt zugrunde gelegt würde. Im Verhältnis 
nämlich zu sämtlichen Orten, die weiter als 
375 km von Helmstedt entfernt liegen, würde 
sich keine Begünstigung für Berlin mehr erge- 
ben, weil für die Entfernung über 375 km nur 
noch ein einheitlicher Gebührensatz gilt. 

Eine in allen Fällen wirksame Begünstigung 
könnte auf dem Wege des früheren „Ostpreu- 
ßen“-Tarifs erreicht werden, d. h. im Paketver- 


kehr mit Berlin müßte jeweils die nächst nied- 
rigere Gebührenzone in Ansatz gebracht wer- 
den. Damit wären folgende Gebührenausfälle 
verbunden: 

Richtung Bundesgebiet — Berlin 2,7 Mio DM 

Richtung Berlin — Bundesgebiet 2,5 Mio DM 

zusammen: 5,2 Mio DM. 

Wie hoch die Gebührenausfälle bei Anwendung 
des „Helmstedt“-Tarifs sein würden, ist schwer 
zu sagen, sie könnten nur nach besonders um- 
fangreichen Erhebungen annähernd geschätzt 
werden, dürften aber nicht wesentlich hinter 
den angegebenen Zahlen Zurückbleiben. 

b) Im Fernsprechverkehr sieht die dem Postver- 
waltungsrat bereits zugeleitete Gebührenvor- 
lage schon eine Änderung vor, die vornehmlich 
im Hinblick auf die besondere Notlage der Ber- 
liner Wirtschaft vorgenommen wurde. Bei Fern- 
gesprächen sollen künftig die drei letzten Ent- 
fernungsstufen wegfallen mit der Folge, daß 
bereits für Entfernungen über 300 km (bisher 
über 600 km) eine einheitliche Gebühr berechnet 
wird. 

Insgesamt tritt für 50 v. H. der Ferngespräche im 
Verkehr mit Berlin eine Verbilligung ein. Der Ein- 
nahmeausfall beziffert sich auf rd. 250 000 DM. 

Bei Anwendung des „Helmstedt“-Tarifs würde sich 
über die bereits vorgesehene Verbilligung hinaus 
eine weitere Mindereinnahme ergeben. Der Ein- 
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nahmeverlust würde gegenüber der im neuen Ta- 
rif vorgesehenen Regelung rd. 1,6 Mio DM betra- 
gen. 

Die „Ostpreußen“-Regelung, wiederum berechnet 
auf der Grundlage der dem Verwaltungsrat zuge- 
leiteten Gebührenvorlage, würde einen noch höhe- 
ren Einnahmeverlust zur Folge haben, er würde 
rd. 2,6 Mio DM jährlich betragen. 

2. Gegen eine Sonderbehandlung Berlins sprechen 
auch innerbetriebliche Gründe. Da es nicht Sinn 
des Vorschlags ist, auch Ostberlin in die vorgeschla- 
gene Sonderregelung einzubeziehen, würden im 
Verkehr mit Berlin jeweils zwei verschiedene Ge- 
bührensätze gelten, einer für West- und einer für 
Ostberlin. 

3. Die Grenzgebiete Schleswig-Holstein und Bayern 
könnten unter Berufung auf die Sonderregelung 
Berlins die gleiche Begünstigung verlangen. Erst 
recht natürlich könnte für den Verkehr mit der 
sowjetisch besetzten Zone die gleiche Regelung 
beansprucht werden. 

4. Auch bei der Deutschen Bundesbahn bestehen 
keine besonderen Vergünstigungen im Verkehr mit 
Berlin. 

Nachdem somit finanzielle und betriebliche Gründe 
gegen eine Sonderregelung sprechen, muß die Ein- 
räumung einer Gebührenbegünstigung für Berlin 
als eine Frage politischer Entscheidung angesehen 
werden. Wenn sie aus politischen Gründen vorge- 
nommen werden soll, dann müßte die dadurch für 
die Deutsche Bundespost sich ergebende finanzielle 
Belastung als politische Last billigerweise aus dem 
Allgemeinen Haushalt des Bundes erstattet werden. 
Ich darf noch darauf hinweisen, daß meine hier 
niedergelegte Stellungnahme nur als eine vorläu- 
fige angesehen werden kann. Die Angelegenheit 
unterliegt der Beschlußfassung des hierfür nach 
dem Postverwaltungsgesetz vom 24. Juli 1953 zu- 
ständigen Postverwaltungsrats. Ich werde dort den 
Antrag der Fraktion der FDP zur Erörterung 
stellen.“ 

In seiner Sitzung vom 5. Mai 1954 beschäftigte 
sich der Ausschuß mit dem Antrag Drucksache 279 


und beschloß auf Grund der Stellungnahme des 
Bundesministers für das Post- und Fernmelde- 
wesen, die Beratung des Antrags so lange zurück- 
zustellen, bis der Verwaltungsrat der Deutschen 
Bundespost dazu einen Beschluß gefaßt hat. 

In seiner Sitzung vom 18. Oktober 1955 behan- 
delte der Ausschuß folgende endgültige Stellung- 
nahme des Bundesministers für das Post- und 
Fernmeldewesen vom 17. Oktober 1955: 

„In der Sitzung des Ausschusses für Post- und 
Fernmeldewesen am 5. Mai 1954 habe ich darauf 
hingewiesen, daß alle Gebührenfragen der Be- 
schlußfassung des Verwaltungsrats der Deutschen 
Bundespost unterliegen. Der Postverwaltungsrat 
hat auf meinen Antrag die Angelegenheit aufge- 
griffen. Gemäß Beschlußfassung des Postverwal- 
tungsrats sind am 17. August 1954 und am 25. April 
1955 die Verordnungen über Fernmeldegebühren 
bzw. Postgebühren im Verkehr zwischen dem Bun- 
desgebiet und dem Land Berlin ergangen (Amts- 
blVf. des BPMin. Nr. 442/1954 und 210/1955). 

Die beiden Verordnungen enthalten eine Regelung 
der Gebührenfrage, die der früher für Ostpreußen 
getroffenen Regelung entspricht, d. h. es wird der 
Gebührenberechnung jeweils die nächst niedrigere 
Entfernungsstufe zugrunde gelegt. Die sich aus 
dieser Regelung ergebenden Einnahmeverluste 
sind auf jährlich etwa 8 Mio DM zu veranschla- 
gen. 

Mit den beiden Verordnungen sind bei allen Ta- 
rifen der Deutschen Bundespost, die nach der Ent- 
fernung gestaffelt sind, für Berlin Vergünstigun- 
gen zugestanden worden. Ich bitte deshalb, den in 
der Bundestagsdrucksache 279 enthaltenen Antrag 
als erledigt anzusehen.“ 

Es wurde beschlossen, den Antrag — Druck- 
sache 279 — durch die inzwischen erfolgten Maß- 
nahmen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 5. Februar 1957 

Frenzei 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 279 — durch die in- 
zwischen erfolgten Maßnahmen für erledigt zu 
erklären. 


Bonn, den 5. Februar 1957 

Der Ausschuß für Post- und Fernmeldewesen 

Diekmann Frenzei 

Vorsitzender Berichterstatter 
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